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1. AUFSTELLUNGSBESCHLUSS UND PLANUNGSANLASS  

Die SUNfarming GmbH (nachfolgend Investor) hat bei der Gemeinde Steinhöfel 

die Aufstellung von Bebauungsplänen für den Klimapark Steinhöfel beantragt. 

Die mit den Bauleitplanverfahren angestrebten Investitionsabsichten verfolgen 

das Ziel, gemeindeübergreifend großflächige Freiflächen-Photovoltaikanlagen auf 

benachteiligten Ackerflächen als richtungsweisendes Pilotprojekt ohne EEG-

Vergütung oder sonstige Fördermöglichkeiten zu entwickeln.  

In Kooperation mit den örtlichen Landwirten werden dazu ausschließlich Flächen 

bereitgestellt, die durch ein geringes landwirtschaftliches Ertragsvermögen ge-

kennzeichnet sind. Im Rahmen der Diversifizierung der Landwirtschaft bietet sich 

mit dem Klimapark Steinhöfel die Möglichkeit, dass auf den einbezogenen Flä-

chen Energie erzeugt wird zusätzlich der Anbau von Heilkräutern, Bioprodukten 

und AGRISOLAR Kulturanbau erfolgt sowie nach der Nutzungsaufgabe des Solar-

parks weiterhin eine klassische landwirtschaftliche Nutzung möglich ist. 

Insbesondere die betreffenden Landwirtschaftsbetriebe haben ein starkes Inte-

resse an der Umsetzung der beabsichtigten Investitionen, denn die in die Gel-

tungsbereiche eingeschlossenen Sandböden sind durch geringe Bodenwertzahlen 

und ein unterdurchschnittliches Wasser- und Nährstoffspeichervermögen ge-

kennzeichnet.  

Angesichts der zurück liegenden Ernteausfälle in den letzten drei Jahren kann die 

befristete Zwischennutzung durch großflächige Freiflächen-Photovoltaikanlagen 

auf dazu geeigneten leichten Böden einen wichtigen Beitrag zur Stabilisierung 

der landwirtschaftlichen Betriebsführung und der damit in Verbindung stehenden 

Sicherung von Arbeitskräften leisten.  

Auch zukünftig werden sich klimatische Extreme vermehrt auf die Produktivität 

dieser Flächen auswirken. Aus Sicht der Gemeinde Steinhöfel ist es also sinnvoll, 

dass minderwertige Teilflächen befristet aus der landwirtschaftlichen Nutzung 

ausgegliedert werden, um durch die damit generierten Pachterlöse eine gute 

wirtschaftlich Basis für eine fachgerechte Landwirtschaft auf dazu besser geeig-

neten Flächen des Gemeindegebietes abzusichern. 

Aus naturschutzfachlicher Sicht werden sich diese Flächen trotz oder gerade we-

gen der geplanten Zwischennutzung für großflächige Freiflächen-

Photovoltaikanlagen zu einem temporären Rückzugsraum zahlreicher Insektenar-

ten, Kleinsäuger und die Avifauna entwickeln, denn mit dieser Zwischennutzung 

werden die für die Intensivlandwirtschaft typischen Nutzungserscheinungen, wie 

Düngung, der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln oder eine regelmäßige mechani-

sche Bodenbearbeitung wesentlich reduziert und nur in den Bereichen zwischen 

den Modulen und bei AGRI-PV auch unter den Modulen durchgeführt.  

Aus diesen oben angeführten Gründen stimmte die Gemeinde Steinhöfel dem 

Antrag des Investors zu und beschloss am 25.11.2020 unter anderem die Auf-

stellung des Bebauungsplans „Klimapark Steinhöfel, OT Tempelberg“.  
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Der Investor verpflichtete sich im Rahmen einer vorliegenden Kostenübernahme-

erklärung bereits zur Übernahme sämtlicher Planungskosten sowie zur Vorlage 

und Abstimmung eines Städtebaulichen Vertrages mit der Gemeinde gemäß § 11 

BauGB. Negative finanzielle Auswirkungen sind für die Gemeinde damit nicht zu 

erwarten. 

Klimaschutzgesetz 2021 als öffentlicher Belang und Planungsanlass 

Die durch Gemeinde und Investor formulierten Planungsziele entsprechen im be-

sonderen Maße den aktuellen bundespolitischen Vorgaben, denn mit der Ände-

rung des Klimaschutzgesetzes verschärft die Bundesregierung die Klimaschutz-

vorgaben und verankert das Ziel der Treibhausgasneutralität bis 2045. 

Nach einer aktuellen Veröffentlichung der Bundesregierung sollen bereits bis 

2030 die Emissionen um 65 Prozent gegenüber 1990 sinken. Das bisher formu-

lierte Minderungsziel für 2030 steigt um 10 Prozentpunkte.  

Für das Jahr 2040 gilt ein Minderungsziel von mindestens 88 Prozent. Auf dem 

Weg dorthin sieht das Gesetz in den 2030er Jahren konkrete jährliche Minde-

rungsziele vor. Bis zum Jahr 2045 soll Deutschland Treibhausgasneutralität errei-

chen: Es muss dann also ein Gleichgewicht zwischen Treibhausgas-Emissionen 

und deren Abbau herrschen. Nach dem Jahr 2050 strebt die Bundesregierung 

negative Emissionen an. Dann soll Deutschland mehr Treibhausgase in natürli-

chen Senken einbinden, als es ausstößt.1 

Als wesentlicher Sektor muss insbesondere die Energiewirtschaft durch die Er-

zeugung klimaneutraler und erneuerbarer Energien hierzu ihren Beitrag leisten. 

Die Gesetzesnovelle des Klimaschutzgesetzes ist als „Generationenvertrag für 

das Klima“ am 31. August 2021 in Kraft getreten.  

 

2. Grundlagen der Planung   

2.1 Rechtsgrundlagen 

o Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. 

November 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 9 des 

Gesetzes vom 10. September 2021 (BGBl. I S. 4147) 

o Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch 

Artikel 2 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) 

o Planzeichenverordnung (PlanZV 90) i. d. F. der Bekanntmachung vom 

18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 3 

des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) 

o Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnatur-

schutzgesetz - BNatSchG) i. d. F. der Bekanntmachung vom 29. Juli 

2009 (BGBl. I S. 2542) zuletzt geändert durch Gesetz vom 18.08.2021 

(BGBl. I S. 3908)   

 
1 https://www.bundesregierung.de/breg-de/themen/klimaschutz/klimaschu... 

https://dejure.org/BGBl/2021/BGBl._I_S._3908
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o Brandenburgisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzge-

setz (Brandenburgisches Naturschutzausführungsgesetz - 

BbgNatSchAG) i. d. F. vom 21. Januar 2013 (GVBl.I/13, [Nr. 3], S., ber. 

GVBl.I/13 [Nr. 21]), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 25. 

September 2020 (GVBl.I/20, [Nr. 28]) 

o Hauptsatzung der Gemeinde Steinhöfel in der aktuellen Fassung 

 

2.2 Planungsgrundlagen 

o Auszug aus dem amtlichen Liegenschaftskatasterinformationssystem (AL-

KIS) der Landesvermessung und Geobasisinformation Brandenburg vom 

Okt. 2020  

o Lagebezugssystem: ETRS89; Höhenbezugssystem: DHHN2016 

o Objektplanung der SUNfarming GmbH, November 2021 

 

3. Räumlicher Geltungsbereich 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans umfasst eine Fläche von 

rund 96,3 ha.  

Er beinhaltet in der Gemarkung Tempelberg, Flur 3 die Flurstücke 195 (tlw.), 

196, 236 (tlw.), 241, 242, 243, 244, 245, 247, 248, 249, 250 (tlw.), 251 (tlw.) 

und 359 als Planteil 1, die Flurstücke 158 (tlw.), 159 (tlw.), 165 (tlw.), 166 

(tlw.), 167 (tlw.) und 168 als Planteil 2. 
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4. Beschaffenheit des Plangebietes 

Der Vorhabenstandort umfasst Ackerflächen, die als solches auch weitestgehend 

intensiv bewirtschaftet werden. Die hier vorhandenen Sandböden sind durch ein 

geringes landwirtschaftliches Produktionsvermögen, ein geringes Speichervermö-

gen und gute Versickerungseigenschaften gekennzeichnet. Der Planungsraum ist 

als ausgeräumt und strukturarm anzusehen. Vorbelastungen bestehende durch 

eine nördlich kreuzende Freileitung. 

Nationale und europäische Schutzgebiete sind auf Grund des großen Abstandes 

nicht betroffen.  

Der Planteil 1 mit einer Fläche von etwa 74 ha erstreckt sich etwa 400 m süd-

westlich von Tempelberg. Gehölze oder gesetzlich geschützte Biotope werden 

nicht überplant. Die südliche Grenze bildet der Tempelberger Forst. Von Südwes-

ten nach Nordosten quert eine 220 kV-Freileitung den Planungsraum. Der Char-

lottenhofer Graben quert den Planteil 1 von Süden nach Norden ohne grabenbe-

gleitende Gehölze. Die Erschließung erfolgt über einen gemeindlichen Wirt-

schaftsweg, der den Planteil westlich begrenzt. Das anstehende Gelände steigt 

von Südosten mit Höhen um 62 m NHN auf bis zu 72 m NHN im Nordwesten an. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Das landwirtschaftliche Ertragsvermögen mit einem gewichteten Mittelwert der 

Ackerzahl von 22 ist als gering einzuschätzen. 

Abbildung 1: Drohnenbefliegung Planteil 1, SUNfarming GmbH, März 2021 
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Der Planteil 2 mit einer Fläche von etwa 22,3 ha erstreckt sich etwa 200 m süd-

lich von Tempelberg. Gehölze, Gewässer oder gesetzlich geschützte Biotope wer-

den nicht überplant.  

Die südliche Grenze bildet der Tempelberger Forst. Von Südwesten nach Nordos-

ten quert eine 220 kV-Freileitung den Planungsraum.  

Die Erschließung erfolgt über einen gemeindlichen Wirtschaftsweg, der den Plan-

teil von Norden anbindet.  

Das anstehende Gelände ist mit Höhen zwischen 59 und 62 m NHN als leicht be-

wegt einzustufen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Das landwirtschaftliche Ertragsvermögen mit einem gewichteten Mittelwert der 

Ackerzahl von 18 ist als sehr gering einzuschätzen. 

 

Abbildung 2: Drohnenbefliegung Planteil 1, SUNfarming GmbH, März 2021 
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5. Vorgaben übergeordneter Planungen 

Bauleitpläne unterliegen den Zielen und Grundsätzen der Raumord-

nung. Dabei sind die einzelnen Bundesländer gebunden, übergeordnete 

und zusammenfassende Pläne oder Programme aufzustellen.  

Für Planungen und Maßnahmen der Gemeinde Steinhöfel ergeben sich die 

Ziele, Grundsätze und sonstigen Erfordernisse der Raumordnung aus fol-

genden Rechtsgrundlagen: 

o Raumordnungsgesetz (ROG) vom 22. Dezember 2008, das zuletzt durch 

Artikel 2 Absatz 15 des Gesetzes vom 20. Juli 2017 (BGBI. I S. 2808) 

o Gesetz zu dem Staatsvertrag der Länder Berlin und Brandenburg über das 

Landesentwicklungsprogramm 2007 (LEPro 2007) und die Änderung 

des Landesplanungsvertrags vom 18. Dezember 2007 (GVBl. I S. 235) 

o Verordnung über den Landesentwicklungsplan Hauptstadtregion Ber-

lin-Brandenburg (LEP HR) vom 29. April 2019 (GVBl. Ll/19, [Nr. 35] 

Im Verlauf des Aufstellungsverfahrens ist die Vereinbarkeit mit den Zielen und 

Grundsätzen der Raumordnung zu prüfen. Rechtsgrundlage hierfür ist § 4 Abs. 1 

ROG.   

Nach § 3 Nr. 6 ROG sind solche Vorhaben, die die räumliche Entwicklung und 

Ordnung eines Gebietes beeinflussen, als raumbedeutsam zu beurteilen. In die-

sem Zusammenhang entscheiden also die Dimension der geplanten Photovoltaik-

anlage, die Besonderheit des Standortes sowie die vorhersehbaren Auswirkungen 

auf gesicherte Raumfunktionen die Raumbedeutsamkeit. 

Gemäß geltender Rechtsprechung trifft das regelmäßig dann zu, wenn infolge der 

Größe des Vorhabens Auswirkungen zu erwarten sind, die über den unmittelba-

ren Nahbereich hinausgehen (Raumbeanspruchung, Raumbeeinflussung). 

Die in den raumordnerischen Grundsätzen formulierten Standortprioritäten wer-

den mit dem gewählten Geltungsbereich des Bebauungsplans vollständig erfüllt.  

Gemäß dem LEPro 2007 § 2 Abs. 3 wird dem Ausbau neuer Wirtschaftsfelder im 

ländlichen Raum eindeutig zugesprochen. Dazu zählt die europaweite und natio-

nale Neuausrichtung auf die Erzeugung regenerativer Energien (Windenergie, 

Solarenergie, Biomasse).  

„Die Erschließung bzw. Stärkung neuer, zukunftsfähiger Wirtschaftsfelder trägt 

zur Diversifizierung der Erwerbsgrundlagen und somit zur Schaffung von Arbeits-

plätzen auch außerhalb der Landwirtschaft bei. Zur Stabilisierung der wirtschaft-

lichen Entwicklung und Vermeidung weiterer Abwanderung sollen die ländlichen 

Räume zu einem wissensbasierten Wirtschaftsraum weiterentwickelt werden.“. 

(Begründung zu § 2 zu (3); LEPro 2007) 
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Die wesentlichen Wertschöpfungspotenziale der ländlichen Räume sollen zu-

kunftsweisend durch „technologische Innovationen und daran anknüpfende Pro-

duktionspotenziale insbesondere in den Technologiebereichen der Energie […] 

erschlossen und weiterentwickelt werden“. (Begründung zu § 2 zu (3); LEPro 

2007) 

Gemäß dem LEP HR wird hinsichtlich der Klimaschutzziele den erneuerbaren 

Energiearten (Windenergie, Biomasse, Solarenergie) eine besondere energiesi-

chernde Bedeutung zugesprochen.  

Laut des Grundsatzes 8.1 des LEP HR sollen zur Vermeidung und Verminderung 

des Ausstoßes klimawirksamer Treibhausgase eine räumliche Vorsorge für eine 

klimaneutrale Energieversorgung, insbesondere durch erneuerbare Energien, ge-

troffen werden.  

Darüber hinaus erfolgte durch die Regionalplanung bisher keine Festle-

gung von Eignungsgebieten für den Ausbau von raumbedeutsamen Freiflä-

chen-Photovoltaikanlagen, um die Entwicklung von Anlagen zur Erzeugung 

solarer Strahlungsenergie raumordnerisch zu steuern. 

Insofern ist davon auszugehen, dass die jeweilige Gemeinde im Rahmen 

Ihrer Planungshoheit für die Steuerung des Ausbaus von Freiflächen-

Photovoltaikanlagen insbesondere in Kombination mit Energiespeichern 

und dezentralem Energiemanagement eigene Kriterien festlegen kann. 

Vorliegend soll die Inanspruchnahme geeigneter Flächen an die Begriff-

lichkeit benachteiligter Gebiete nach der Richtlinie 86/465/EWG des Rates 

vom 14. Juli 1986 betreffend das Gemeinschaftsverzeichnis der benachtei-

ligten landwirtschaftlichen Gebiete i.S.d. Richtlinie 75/268/EWG (ABl. (EG) 

Nr. L 273, S. 1) in der Fassung der Entscheidung der EU-Kommission 

97/172/EG vom 10. Februar 1997 (ABl. (EG) Nr. L 72, S. 1) angelehnt 

werden. Der Begriff ist im EU-Landwirtschaftsrecht die Basis für »Zahlun-

gen wegen naturbedingter Benachteiligungen in Berggebieten und in ande-

ren benachteiligten Gebieten zur dauerhaften Nutzung landwirtschaftlicher 

Flächen und damit zur Erhaltung des ländlichen Lebensraums sowie zur 

Erhaltung und Förderung von nachhaltigen Bewirtschaftungsformen. Hier-

zu gehören Gebiete, in welchen die Aufgabe der Landnutzung droht und 

der ländliche Lebensraum erhalten werden muss. 

Diese Gebiete haben folgende Nachteile: 

• schwach ertragfähige landwirtschaftliche Flächen, 

• als Folge geringer natürlicher Ertragfähigkeit deutlich unterdurch-

schnittliche Produktionsergebnisse, 

• eine geringe oder abnehmende Bevölkerungsdichte, wobei die Be-

völkerung überwiegend auf die Landwirtschaft angewiesen ist.2 

 
2 https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/beitrag/2750 

http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:31986L0465
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:31975L0268
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:31975L0268
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:31997D0172
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:31997D0172
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Die mit der vorliegenden Planung gewählte Flächenkulisse erfüllt diese 

oben angeführten Kriterien vollumfänglich. 

Die dargelegten Planungsabsichten lassen zum derzeitigen Planungsstand 

keinen Widerspruch zu den Zielen der Raumordnung erkennen. 

 

Belange der Landwirtschaft 

Gemäß § 1a Abs. 2 BauGB ist mit Grund und Boden sparsam und schonend 

umzugehen. Dabei sind zur Verringerung der zusätzlichen Inanspruchnah-

me von Flächen für bauliche Nutzungen die Möglichkeiten der Entwicklung 

der Gemeinde insbesondere durch Wiedernutzbarmachung von Flächen, 

Nachverdichtung und andere Maßnahmen zur Innenentwicklung zu nutzen 

sowie Bodenversiegelung auf das notwendige Maß zu begrenzen. Gleich-

zeitig sollen landwirtschaftlich genutzte Flächen nur in einem notwendigen 

Umfang umgenutzt werden (§ 1a Abs. 2 S. 2 BauGB). Diese Grundsätze 

sollen in die abwägende Entscheidung einbezogen werden. 

Mit Verweis auf die geplante Befristung des Vorhabens werden die Belange 

der Landwirtschaft in der Abwägung der Gemeinde Steinhöfel beachtet.  

Dabei wird deutlich, dass die abwägende Entscheidung für eine zukünftige 

Ausformung einer bedarfsgerechten und Ressourcen schonenden Landwirt-

schaft mit anderen öffentlichen Belangen (hier: Ansiedlung von Gewerbe-

betrieben zur Erzeugung solarer Strahlungsenergie im Sinne des allgemei-

nen Klimaschutzes) in Einklang gebracht werden kann. 

Um den Belangen der Landwirtschaft Rechnung zu tragen, soll die Nutzung 

des Solarparks als Zwischennutzung für einen Zeitraum von maximal 30 

Jahren befristet werden.  

Durch die geplante Aufständerung der Module mittels Rammpfosten ist 

keine dauerhafte Versiegelung des Bodens erforderlich. Gleichzeitig er-

möglicht diese Bauweise eine landwirtschaftliche Doppelnutzung der ein-

bezogenen Ackerflächen. 

Um das landwirtschaftliche Ertragsvermögen der einbezogenen Ackerflä-

chen besser bewerten zu können, erfolgte eine Flächenanalyse unter Ein-

beziehung der amtlichen Ackerzahlen des Landesamtes für Ländliche Ent-

wicklung, Landwirtschaft und Flurneuordnung (LELF). 

Die Bodenzahlen für Acker verdeutlichen die durch Bodenbeschaffenheit 

(Bodenarten, geologische Herkunft, Zustandsstufen) bedingten Ertragsun-

terschiede. Die Ackerzahlen werden durch Zu- oder Abschläge von der Bo-

denzahl nach dem Einfluss von Klima, Geländegestaltung unter anderen 

auf die Ertragsbedingungen ausgewiesen. 
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Aus den Amtlichen Ackerzahlen und den jeweiligen Flächenanteilen inner-

halb der Planteile lassen sich gewichtete Mittelwerte der Ackerzahlen er-

mitteln, die dann als weitere Bewertungsgrundlage des landwirtschaftli-

chen Ertragsvermögens in die Planung einfließen. 

Für die Planteile 1 und 2 wurden gewichtete Mittewerte der Ackerzahlen 

von 22 und 18 ermittelt. 

Gemäß dem Vorabzug des Gesamtgemeindlichen Konzeptes für großflächi-

ge Freiflächen-Photovoltaikanlagen mit dem Bearbeitungsstand Oktober 

2021 sollen Flächen, deren gewichtetes durchschnittliches landwirtschaftli-

ches Ertragsvermögen eine Bodenwertzahl bis 30 erreichen, mit ein dau-

erhaften und nachhaltigen Pflegemanagement durch Weide- und Wiesen-

nutzung mit Schafen, Ziegen oder Geflügel bzw. durch die Anlage von 

Blühwiesen als Bienenweide bewirtschaftet werden. Damit ist auch wäh-

rend der Betriebsführung der Freiflächen-Photovoltaikanlage eine landwirt-

schaftliche Doppelnutzung möglich. Eine landwirtschaftliche Nutzung zwi-

schen den Modulreihen wird auch bei Bodenpunkten unter 30 angestrebt. 

Entsprechende verbindliche Regelungen dazu beinhaltet die Festsetzungs-

systematik des Bebauungsplans. Als Folgenutzung wird Fläche für die 

Landwirtschaft gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 18a BauGB festgesetzt. 
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Nach vollständigem Rückbau des Solarparks soll die Rückumwandlung des 

befristeten sonstigen Sondergebietes zu Ackerland unter Beachtung der 

dann gültigen Rechtsvorschriften erfolgen. Es findet also kein dauerhafter 

Entzug landwirtschaftlicher Produktionsfläche statt.  

Für den jeweiligen landwirtschaftlichen Betrieb bzw. den entsprechenden 

Flächeneigentümer als Partner der oben beschriebenen Investitionsabsich-

ten besteht für den Zeitraum der Betriebsdauer der Freiflächen-

Photovoltaikanlage aufgrund der zu erwartenden Pachteinnahmen die Zu-

sicherung regelmäßiger Einkünfte als Ausgleich für nicht kalkulierbare Ern-

teeinbußen oder Ausfälle durch klimatische Einflüsse.  

Das Projekt trägt also im besonderen Maße zur Existenzsicherung von 

landwirtschaftlichen Betrieben innerhalb des Gemeindegebietes für die 

nächsten 30 Jahre bei.  

Sollten die Investitionen nicht umgesetzt werden können, sind erhebliche 

Nachteile für die landwirtschaftliche Betriebsführung und für die Errei-

chung der bundespolitischen Zielstellungen zur Erzeugung erneuerbarer 

Energien zu erwarten. Richtschnur der deutschen und europäischen Ener-

giepolitik ist das energiepolitische Zieldreieck aus Versorgungssicherheit, 

Bezahlbarkeit und Umweltverträglichkeit. 

Flächennutzungsplan 

Der Flächennutzungsplan (FNP) dient als behördeninternes Handlungspro-

gramm einer Gemeinde. Beispielsweise bildet der Flächennutzungsplan 

den rechtlichen Rahmen, welcher durch das Entwicklungsgebot des § 8 

Abs. 2 S. 1 BauGB bestimmt ist.  

Die Gemeinde Steinhöfel verfügt für weite Teile des Gemeindegebietes 

über genehmigte und wirksame Flächennutzungspläne. Auch für den Orts-

teil Tempelberg liegt ein solcher Flächennutzungsplan vor. Dieser stellt 

den Geltungsbereich des Bebauungsplans als Fläche für die Landwirtschaft 

dar. Die geplante Festsetzung als sonstiges Sondergebiet „Energiegewin-

nung auf Basis solarer Strahlungsenergie“ lässt sich daraus nicht entwi-

ckeln.  

Entsprechend wird auf das Verfahren zur Aufstellung der Änderung des 

Flächennutzungsplans für den Ortsteil Tempelberg verwiesen. Die Ände-

rung des Flächennutzungsplans erfolgt im Parallelverfahren gemäß § 8 

Abs. 3 BauGB. 
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6. Inhalt des Bebauungsplans 

6.1 Städtebauliches Konzept  
 

Das städtebauliche Konzept ist auf den größtmöglichen Erhalt der bisheri-

gen landwirtschaftlichen Nutzbarkeit der Fläche im Vernehmen mit der  

Erzeugung erneuerbarer Energien (hier solare Strahlungsenergie) als be-

fristete Zwischennutzung ausgelegt.  

Die Festsetzungssystematik beinhaltet also eine befristete Inanspruch-

nahme für Freiflächen-Photovoltaikanlagen auf schwach oder mäßig er-

tragfähigen landwirtschaftlichen Flächen mit Ackerzahlen bis 40.  

Die mit der Umsetzung des Projektes angestrebte ökologische Aufwertung 

des Planungsraumes zielt insbesondere auf die Schutzgüter Wasser, Boden 

und Tiere ab.  

Mit der Nutzungseinschränkung der Intensivlandwirtschaft ergibt sich im 

Regelfall, dass die Verwendung von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln 

nicht erforderlich wird. Allein damit tritt eine deutliche Entlastung des Bo-

den-Wasserhaushaltes der betreffenden Flächen selbst sowie der in der 

Anströmungsrichtung gelegenen Biotopstrukturen außerhalb des Geltungs-

bereiches ein.  

Darüber hinaus soll die Möglichkeit einer landwirtschaftlichen Bewirtschaf-

tung als Doppelnutzung erhalten bleiben. Dazu werden insbesondere neue 

Aspekte der Agri-Photovoltaik einbezogen. Der Schwerpunkt dieser land-

wirtschaftlichen Nutzungsmöglichkeiten liegt auf dem Anbau von Feld-

früchten, Gemüse oder Obst, auf dem Anbau von Gewürzen und Heilkräu-

tern sowie auf einer extensiven Beweidung sowie der Schaffung von Bie-

nenweiden. 

Entsprechend hat die Gemeinde in Abhängigkeit des landwirtschaftlichen 

Ertragsvermögens und unter Einbeziehung des Entwurfes der DIN SPEC 

91434:2021-05 zwei Kategorien für Agri-PV-Anlagen einschließlich der da-

zu erforderlichen Nutzungskonzepte festgelegt. 

Als grundsätzliche Vorgabe der Gemeinde ist also zu berücksichtigen, dass 

die für den Klimapark Steinhöfel einbezogenen Flächen durch eine AGRI-

PV-Nutzung für eine landwirtschaftliche Tätigkeit bereitgestellt werden 

müssen.  

Zusammenfassend sollen beide Kategorien die bisherige landwirtschaftli-

che Nutzbarkeit der Fläche unter Berücksichtigung eines festgelegten Flä-

chenverlusts erhalten bleiben. 
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zeitliche Befristung der Energieerzeugung 

Nach der geplanten Betriebsdauer des Solarparks von 30 Jahren soll eine 

vollständige Rückführung der Flächen in die intensive landwirtschaftliche 

Nutzung ermöglicht werden.  

Dieser Befristungsansatz wird verfolgt, weil man davon ausgehen muss, 

dass in dieser Zeit neue Technologien zur Energieerzeugung entwickelt 

werden, die einen deutlich geringeren Flächenverbrauch erfordern. 

sonstige städtebauliche Aspekte  

Besonders exponierte Hanglagen mit einer hervorgehobenen Bedeutung 

des Orts- und Landschaftsbildes werden bewusst nicht durch den Klima-

park Steinhöfel in Anspruch genommen. 

Darüber hinaus erfolgte der Flächenzuschnitt nach den städtebaulichen 

Maßstäben einer möglichst geringen Landschaftsbildbeeinträchtigung. Be-

stehende und geplante Eingrünungen sowie weitere sichtverstellende und 

sichtverschattende Landschaftselemente sollen die Wahrnehmbarkeit von 

baulichen Anlagen minimieren. 

Zu Gehölzflächen, Gewässern und weiteren gesetzlich geschützten Bioto-

pen ist eine ausreichend großer Abstand eingehalten, der von jeglicher 

Bebauung freizuhalten ist. Ziel dieser Abstände ist der Schutzanspruch als 

Lebensraum einschließlich einer vorsorgenden Pufferzone für mögliche 

mittelbare anlage- und betriebsbedingte Beeinträchtigungen des Vorha-

bens.  

 

6.2 Art und Maß der baulichen Nutzung 

Die Gemeinde Steinhöfel hat zur größtmöglichen Erhaltung der landwirtschaftli-

chen Produktionsgrundlage im Gemeindegebiet in Abhängigkeit des landwirt-

schaftlichen Ertragsvermögens und unter Einbeziehung des Entwurfes der DIN 

SPEC 91434:2021-05 zwei Kategorien für Agri-PV-Anlagen einschließlich der da-

zu erforderlichen Nutzungskonzepte festgelegt. 

Agri-PV-Anlagen der Kategorie II sind bodennah aufgeständerte Freiflächen-

Photovoltaikanlagen, bei denen die landwirtschaftliche Bewirtschaftung weitest-

gehend zwischen den Anlagenreihen stattfindet.  

Ein landwirtschaftlich nutzbarer Flächenanteil von 45 % der festgesetzten Son-

dergebietsfläche soll dabei nicht unterschritten werden. 

Agri-PV-Anlage nach Kategorie II sollen nach dem Planungswillen der Gemeinde 

Steinhöfel für Flächen mit einem gewichteten Mittelwert der Ackerzahl unterhalb 

von 30 Bodenpunkten zur Anwendung kommen.  
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Die Photovoltaikanlagen werden ausschließlich im Bereich der durch die Baugren-

ze eingefassten sonstigen Sondergebietsflächen errichtet. Dazu sind im Vorfeld 

der Installation der Solarmodule keine Erdarbeiten zur Regulierung des Geländes 

erforderlich. 

Mit Verweis auf die besondere wirtschaftliche Bedeutung der Landwirtschaft soll 

der hier geplante Energieerzeugung aus solarer Strahlungsenergie als Zwischen-

nutzung auf einen Zeitraum von maximal 30 Jahren Betriebsdauer begrenzt wer-

den.  

Bei der Festsetzungssystematik wurde im Sinne von § 9 Abs. 2 Nr. 1 BauGB be-

rücksichtigt, dass nach der 30-jährigen Nutzungsdauer als sonstiges Sonderge-

biet eine Folgenutzung für die Landwirtschaft festgesetzt wird und der Rückbau 

der Solaranlage erfolgt. 

Mit dem Baubeginn werden die Solarmodule für die Photovoltaikanlage auf in den 

Boden gerammten Stützen in Reihen mit einem Abstand von etwa vier bis sechs 

Metern aufgestellt. Die Unterkonstruktionen bestehen aus verzinktem Stahl. Die 

Tische sind geneigt und nach Süden ausgerichtet.  

Die Module werden zu Strängen untereinander verkabelt, welche gebündelt an 

die Wechselrichter angeschlossen werden.  

Das Maß der baulichen Nutzung wird über die Grundflächenzahl (GRZ) und die 

Höhe der baulichen Anlagen geregelt.  

Der erforderliche Flächenanteil des Baugrundstückes, der überbaut wird, richtet 

sich nach den Abmessungen und der Anzahl der einzelnen Module sowie den 

nicht überbauten „verschatteten“ Zwischenräumen.  

Vorliegend soll je nach Nutzungsgrad und dem individuell gestaltbaren Flächen-

anteil einer landwirtschaftlichen Doppelnutzung eine entsprechende Grundflä-

chenzahl von maximal 0,60 zulässig sein. Zu berücksichtigen ist in diesem Zu-

sammenhang, dass sich die überbaute Fläche nicht mit der geplanten versiegel-

ten Fläche deckt, denn im Sinne des Minimierungsgebotes der erforderlichen Ein-

griffe in das Schutzgut Boden wird durch den Investor eine Bauweise gewählt, 

die die maßgebenden Bodenfunktionen auch unterhalb der Modultische weitest-

gehend erhält.  

Mit Hilfe der Baugrenze wurde innerhalb der Planzeichnung Teil A der Teil der 

Vorhabengrundstücke festgesetzt, auf dem das zulässige Maß der baulichen Nut-

zung realisiert werden darf. Dabei wurden bereits Mindestabstände zu Gehölzen 

und Gewässern sowie Abstandsvorgaben zu öffentlichen Verkehrswegen einge-

halten. 

Für die Modultische ergeben sich in Abhängigkeit des jeweiligen landwirtschaftli-

chen Nutzungskonzeptes unterschiedliche Höhenvorgaben der lichten Höhe ober-

halb des bestehenden Geländes. Als unterer Bezugspunkt dazu dient das anste-

hende Gelände in Metern über NHN im amtlichen Höhenbezugssystem 

DHHN2016, zur besseren Übersichtlichkeit als Höhenlinien festgesetzt. 

http://de.wikipedia.org/wiki/Baugrundst%C3%BCck
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Weitere mögliche Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung sind nicht Ge-

genstand der Regelungsabsicht der Gemeinde Steinhöfel. 

Folgende Festsetzungen wurden getroffen: 

1. Das sonstige Sondergebiet „AGRI-PV II“ dient im Rahmen einer Zwischen-

nutzung gemäß § 11 Abs. 2 BauNVO in Verbindung mit § 9 Abs. 2 Nr. 1 

BauGB der Errichtung und dem Betrieb von bodennah aufgeständerten 

Freiflächen-Photovoltaikanlagen, bei denen eine extensive landwirtschaftli-

che Bewirtschaftung zwischen und unterhalb der Modulreihen stattfindet. 

Der Anteil der landwirtschaftlich nicht nutzbare Fläche innerhalb des fest-

gesetzten sonstigen Sondergebietes darf 55 % nicht unterschreiten. Zuläs-

sig sind Modultische mit Solarmodulen bis zu einer lichten Höhe von 2,50 

m oberhalb des anstehenden Geländes sowie die für den Betrieb erforderli-

chen Nebenanlagen, Trafostationen, Anlagen für die Energiespeicherung 

und -verarbeitung, Umspannstationen, Wechselrichterstationen und Zaun-

anlagen. Die Betriebsdauer der großflächigen Photovoltaikanlagen ist auf 

30 Jahre nach Inkrafttreten der Satzung befristet (Befristung gemäß § 9 

Abs. 2 Nr. 1 BauGB). 

2. Nach Ablauf der Befristung sind die innerhalb der festgesetzten sonstigen 

Sondergebiete vorhandenen Modultische mit Solarmodulen sowie die für 

den Betrieb erforderlichen Nebenanlagen, Trafostationen, Anlagen für die 

Energiespeicherung und -verarbeitung, Umspannstationen, Wechselricht-

erstationen und Zaunanlagen vollständig zu entfernen. 

3. Als Folgenutzung wird für die festgesetzten sonstigen Sondergebiete Flä-

che für die Landwirtschaft im Sinne von § 9 Abs. 1 Nr. 18a BauGB festge-

setzt. (Folgenutzung gemäß § 9 Abs. 2 Nr. 1 BauGB). 

4. Die maximale Grundflächenzahl wird für die festgesetzten sonstigen Son-

dergebiete auf 0,60 begrenzt. Eine Überschreitung gemäß § 19 Abs. 4 S. 2 

und 3 BauNVO ist ausgeschlossen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



S e i t e  | 17 

 

 

Bearbeitungsstand: November 2021       Bebauungsplan „Klimapark Steinhöfel“   
                                                                                                OT Tempelberg“ 

  Begründung                                                                                                                                        

6.3 Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwick-

lung von Boden, Natur und Landschaft 
 

Über den Ausgleichsbezug des § 1a Abs. 3 BauGB hinaus hat die Gemeinde über 

§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB die Möglichkeit, landschaftspflegerische Maßnahmen 

bzw. Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 

Landschaft festzusetzen.  

Neuanpflanzungen mit heimischen und standorttypischen Gehölzen als Sicht-

schutz werden an der nördlichen Grenze der beiden Planteile erforderlich. 

Im Übergang zu den südlich angrenzenden Tempelberger Forst soll darüber hin-

aus eine Ruderalflur den Waldrandbereich als Offenlandbiotop aufwerten.  

Die dazu formulierten Festsetzungen enthalten über den Grundsatz des boden-

rechtlichen Bezuges hinaus auch Maßnahmen zur Erreichung des festgelegten 

Entwicklungsziels. 

Entsprechend werden folgende Festsetzungen getroffen: 

1. Die mit B festgesetzten Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Ent-

wicklung von Boden, Natur und Landschaft sind als ansteigende Sicht-

schutzhecken heimischer und standorttypischer Sträucher zu entwi-

ckeln. 

2. Die mit C festgesetzte Fläche zum Schutz, zur Pflege und zur Entwick-

lung von Boden, Natur und Landschaft ist als Ruderalflur zu entwickeln. 

Die Mahd dieser Flächen ist unter Berücksichtigung avifaunistischer An-

forderungen und den speziellen Anforderungen von Offenlandbrütern 

nicht vor dem 15. Juli eines Jahres zulässig. Der Einsatz von Dünge- 

und Pflanzenschutzmitteln ist unzulässig. 

 

6.4 Örtliche Bauvorschriften  

Die Städte und Gemeinden haben aufgrund der Ermächtigung, „örtliche Bauvor-

schriften“ erlassen zu können, die Möglichkeit, im Sinne einer Gestaltungspflege 

tätig zu werden. Die Rechtsgrundlage für ein solches Handeln ist durch § 81 der 

Brandenburgischen Bauordnung gegeben.  

Für die befristete Zwischennutzung einer Freiflächen-Photovoltaikanlage sind 

entsprechende gestalterische Regelungen der Gemeinde jedoch entbehrlich. 
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6.5 Umweltprüfung  

Nach Abfrage des Umfangs und Detaillierungsgrades der Umweltprüfung nach § 

2 Abs. 4 BauGB erfolgt die Darstellung der Ergebnisse im Umweltbericht. 

Durch die Umweltprüfung können vorhersehbare erhebliche Beeinträchtigungen 

der Umwelt sowie deren Wechselwirkungen ermittelt werden. 

Das Vorhaben wird deshalb eingehend auf seine Wirkungen auf die Schutzgüter 

nach § 2a BauGB untersucht. Aufgrund der Standortsituation und möglicher Um-

weltwirkungen des Vorhabens wird insbesondere für die Schutzgüter Mensch, 

Boden, Tiere/Pflanzen und Landschaft ein erhöhter Untersuchungsbedarf festge-

stellt. 

Maßgeblich für die Betrachtungen der Umweltauswirkungen des Vorhabens sind 

die Realisierung und der Betrieb von Freiflächen-Photovoltaikanlagen als befriste-

te Zwischennutzung einschließlich der dazu erforderlichen Nebenanlagen. 

Zur Eingrenzung des Beurteilungsraumes für die Bestandsaufnahme und Bewer-

tung des Umweltzustandes wird daher der Geltungsbereich des Bebauungsplans 

einschließlich eines Zusatzkorridors von 50 m als Grenze des Untersuchungsrau-

mes gewählt. Zusammenfassend wurden vier Konfliktschwerpunkte mit einem 

erhöhten Untersuchungsbedarf festgestellt:  

1. Unvermeidbare Eingriffe in Natur und Landschaft durch geplante Flächen-

inanspruchnahme betreffen die Schutzgüter Boden, Tiere und Pflanzen. 

2. Lärm, Staub sowie Schadstoffimmissionen während der Bauphase sind 

bezüglich der Schutzgüter Mensch und Gesundheit, Boden, Pflanzen und 

Tiere zu beurteilen.  

3. Die Wahrnehmbarkeit der Anlage ist bezüglich der Schutzgüter Tiere, 

Mensch und Landschaftsbild zu beurteilen. 

4. Die Verträglichkeit der Planung auf die nächstgelegenen europäischen 

Schutzgebiete ist nachzuweisen 

Weitere Konfliktschwerpunkte sind nach derzeitigem Kenntnisstand nicht zu er-

warten.  

Im Rahmen der Umweltprüfung ist die Prüfung artenschutzrechtlicher Verbots-

tatbestände erforderlich.  

Durch das Büro für Angewandte Ökologie Halle (Saale) wurden im Zeitraum von 

März bis September 2021 Erfassungen von Reptilien innerhalb bestehender 

Saumstrukturen sowie im Bereich von einbezogenen Grünlandstrukturen durch-

geführt.  

Darüber hinaus werden potenzielle Lebensräume und Gewässerstrukturen auf 

Amphibien untersucht. 

Zusätzlich werden Brutvögel kartiert. Im Bereich geeigneter Gebäude und Gehöl-

ze werden zusätzlich Horste besonders geschützter Großvogelarten erfasst. 
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Die Diskussion der Betroffenheit von artenschutzrechtlichen Verbotstatbeständen 

erfolgt in einem gesonderten Fachbeitrag. 

 

6.6 Verkehrskonzept 
 

Das Verkehrskonzept ist im Sinne der Vermeidung und Minimierung von Eingrif-

fen darauf ausgelegt, dass möglichst bestehende Wegestrukturen für die Er-

schließung der jeweiligen Planungsräume genutzt werden. 

Die Anschlüsse der jeweiligen Planteile an bestehende und öffentlich gewidmete 

Wege erfolgt durch die Festsetzung von privaten Verkehrsflächen. 
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7. Immissionsschutz 

Für den Geltungsbereich des vorliegenden Bebauungsplans sind keine wesentli-

chen Immissionswirkungen im Plangebiet vorhersehbar, die auch nur ansatzwei-

se zu immissionsschutzrechtlichen Auswirkungen im Sinne von Überschreitungen 

gesetzlich vorgeschriebener Immissionsgrenzwerte führen könnten.  

Blendwirkungen 

Ungewollte Reflexionen können den Wirkungsgrad von Photovoltaik-Modulen 

mindern. Das Sonnenlicht fällt in unterschiedlichem Winkel auf die Oberfläche 

des Solarmoduls. Ein Teil von dieser Strahlung wird durch die Oberfläche nicht 

absorbiert, sondern reflektiert. Das kann sowohl an der Abdeckung des Solarmo-

duls wie auch im Innern des Solarmoduls erfolgen. Die Reflexionsverluste in Pho-

tovoltaik Modulen können bis zu zehn Prozent ausmachen, womit der mögliche 

Ertrag also erheblich gemindert wird. Die Höhe der Reflexionsverluste hängt von 

der Oberflächenstruktur ab. 

Da es bei allen Solarzellen zu diesen Reflexionsverlusten kommt, wird in jede 

Solarzelle eine Antireflexionsschicht eingebaut, um die Verluste möglichst klein 

zu halten. Diese Antireflexionsschichten werden auf die Wafer aufgebracht. Dabei 

werden die Reflexionsverluste beim Wafer allein von 40 % auf rund 5 % vermin-

dert. Die Reflexionsverluste von Solarmodulen können weiter vermindert werden, 

indem auch das Abdeckglas mit entsprechenden reflexionsmindernden Schichten 

bedampft wird.  

Werden antireflexbeschichtete Gläser genutzt, können die Verluste um weitere 3 

Prozent vermindert werden. Mit der Nanotechnologie haben sich hier große Mög-

lichkeiten ergeben, die Antireflexschicht des Solarglases sehr exakt zu texturie-

ren, sodass immer weniger Verluste entstehen. 

Alle Antireflexschichten können dennoch die Reflexionsverluste nicht auf Null 

vermindern. Deshalb wird zusätzlich die Oberfläche der Solarzellen texturiert. 

Durch die Texturierung erhält die Solarzelle eine andere Oberflächenstruktur, die 

es ermöglicht, dass mehr Photonen genutzt werden können. Die Kombination 

von diesen Methoden können die Reflexionsverluste auf unter 1 Prozent senken 

(Quelle: https://www.photovoltaik.org/wissen/reflexionsverluste).“ 

Auch vorliegend werden durch den Investor Module zur Anwendung kommen, die 

durch ihre Antireflexbeschichtung sowie ihre texturierte Oberfläche Reflexions-

verluste von weniger als 1 % aufweisen.  

Blendwirkungen auf die Straßenverkehrsteilnehmer im Bereich angrenzender öf-

fentlicher Verkehrswege können damit weitestgehend ausgeschlossen werden. 

Blendschutzmaßnahmen sind damit auch im unmittelbaren Nahbereich von Frei-

flächen-Photovoltaikanlagen nicht erforderlich. 

 

 

https://www.photovoltaik.org/wissen/reflexionsverluste)
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Betriebliche Lärmemissionen 

Im Nahbereich der Anlage können, z. B. durch Wechselrichter und Kühleinrich-

tungen betriebsbedingte Lärmemissionen entstehen. Um ausreichenden Schall-

schutz zu gewährleisten, werden solche lärmrelevanten Anlagen mit einem aus-

reichend großen Mindestabstand zur nächstgelegenen Wohnbebauung errichtet. 

Auch für schallempfindliche Säugetierarten, wie Fledermäuse, können Lärmim-

missionen relevant sein. Ein Wechselrichter ist ein wichtiger Bestandteil einer 

Photovoltaikanlage. Die Solarmodule produzieren Gleichstrom, den der Wechsel-

richter vor der Einspeisung ins öffentliche Stromnetz sowie vor der Verwendung 

im hausinternen Netz zu Wechselstrom umwandelt. Innerhalb der Hauptaktivi-

tätszeiträume von Fledermäusen (Dämmerung und Nachts) werden die Solarmo-

dule keinen Strom produzieren. Störungen der Fledermäuse durch Ultraschal-

limmissionen sind also weitestgehend durch den eingeschränkten Betriebszeit-

raum der Wechselrichter auszuschließen. 

Betriebliche sonstige Immissionen 

Eine Beleuchtung des Anlagengeländes ist nicht vorgesehen. 
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8. Wirtschaftliche Infrastruktur 

8.1 Energie-, Wasserver- und -entsorgung 

Innerhalb des Geltungsbereichs werden die Stromkabel unterirdisch und an den 

Rahmenkonstruktionen verlegt, so dass es nicht zu Konflikten mit der Flächen-

nutzung kommt. Gleiches gilt für den Netzanschlusspunkt außerhalb des Pla-

nungsraumes. Ein Anschluss an das Wasserver- und Abwasserentsorgungsnetz 

ist nicht erforderlich. Darüber hinaus sind keine medialen Erschließungen erfor-

derlich. 

 

8.2 Gewässer 

Anfallendes Niederschlagswasser kann weiterhin innerhalb des Planungsraumes 

versickern. Eine Beeinträchtigung des Schutzgutes Wasser ist nicht zu befürch-

ten, denn mit dem Vorhaben werden keine Stoffe freigesetzt, welche die Qualität 

von Grund- und Oberflächenwasser beeinträchtigen können.  

Innerhalb des Geltungsbereiches der Charlottenhofer Graben als Gewässer II. 

Ordnung. Planerisch wurde hierzu ein ausreichender Mindestabstand von 20 Me-

tern zum geplanten Solarpark berücksichtigt. Weitere Oberflächengewässer sind 

nicht betroffen. 

Der Grundwasserflurabstand ist als gering einzuschätzen. 

Entsprechend haben der Umgang und der Betrieb mit wassergefährdenden Stof-

fen (Trafoöle) nach der AwSV zu erfolgen. Aus diesem Grund werden die Tra-

fostationen in einer flüssigkeitsundurchlässigen Auffangwanne aufgestellt, deren 

Auffangvolumen mindestens der eingesetzten Trafoölmenge entspricht.  

 

8.3 Telekommunikation 

Im Planbereich befinden sich nach derzeitigem Kenntnisstand keine Telekommu-

nikationslinien (TK-Linien). Eine Erschließung der Telekommunikation ist nicht 

erforderlich. 
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8.4 Abfallrecht 

Alle Baumaßnahmen sind so vorzubereiten und durchzuführen, dass sowohl von 

den Baustellen als auch von den fertigen Objekten eine vollständige geordnete 

Abfallentsorgung erfolgen kann.  

Bei der Baudurchführung ist durchzusetzen, dass der im Rahmen des Bauge-

schehens anfallende Bodenaushub einer geordneten Wiederverwendung gemäß 

den technischen Regeln der Mitteilungen der Länderarbeitsgemeinschaft Abfall 

(LAGA) zugeführt wird.  
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8.5 Brandschutz 
 

Für die gewaltlose Zugänglichkeit der umzäunten PVA ist ein Feuerwehr-

Schlüsseldepot am Zufahrtstor vorgesehen. 

Um im Schadensfall die zuständigen Ansprechpartner erreichen zu können, 

sind am Eingangstor die Erreichbarkeiten des für die bauliche Anlage ver-

antwortlichen Betreibers sowie des Energieversorgungsunternehmens dau-

erhaft und deutlich angebracht. 

Aufgrund der räumlichen Ausdehnung der PVA wird der örtlichen Feuer-

wehr ein Lageplan des Geländes zur Verfügung gestellt. Darin sind die 

maßgeblichen Anlagenkomponenten von den Modulen über Leitungsfüh-

rungen zu Wechselrichtern und Transformatoren bis zur Übergabestelle 

des zuständigen Energieversorgungsunternehmens enthalten. Relativ ge-

fährdete Komponenten von PVA sind Wechselrichter und Transformatoren. 

Da die stromführenden Leitungen überwiegend erdverlegt sind, geht von 

ihnen nur eine geringe Gefahr der Brandweiterleitung aus. Über die Wege 

zwischen den Modultischen sowie den Abständen der Modultische unterei-

nander sind Brandschneisen gegeben, die einer evtl. Brandweiterleitung 

entgegenwirken. Jeder Planteil erhält umlaufend eine 5 m breite frei von 

Modulen befindliche Fläche. 

Die örtliche Feuerwehr wird nach Inbetriebnahme der PVA in die Örtlich-

keiten und die Anlagentechnik eingewiesen. 

Brand- und Störfallrisiken werden durch fachgerechte Installation und In-

betriebnahme der PVA sowie regelmäßige Wartung minimiert. 

Im Brandfall sind die "Handlungsempfehlungen Photovoltaikanlagen" des 

Deutschen Feuerwehr Verbandes (siehe Anlagen) unter Verweis auf die 

VDE 0132 "Brandbekämpfung und technische Hilfeleistung im Bereich 

elektrischer Anlagen" zu beachten.  

Die dortigen Ausführungen betreffen insbesondere die einzuhaltenden Si-

cherheitsabstände und die Durchführung von Schalthandlungen. Demnach 

sind PVA bedenkenlos zu löschen, wenn die erforderlichen Sicherheitsab-

stände eingehalten werden.  

Bei einer Photovoltaikanlage handelt es sich um eine bauliche Anlage im 

weitesten Sinne mit einer geringen Brandlast.  

Für den Klimapark Steinhöfel ist die Verfügbarkeit des Löschwasserbedarfs 

über Löschwasserbrunnen oder Löschwasserbehälter mit der Bauantrags-

stellung nachzuweisen. 
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9. Denkmalschutz 

9.1 Baudenkmale 

Innerhalb des Planungsraumes befinden sich keine Baudenkmale, die als Denk-

mal im Sinne des Denkmalschutzgesetzes des Landes Brandenburg eingetragen 

und als Zeitzeugen der Geschichte zu erhalten sind. 

 

9.2 Bodendenkmale 

Nach gegenwärtigem Kenntnisstand sind innerhalb des Geltungsbereiches keine 

Bodendenkmale oder Verdachtsflächen bekannt. 

Sollten bei den Erdarbeiten Bodendenkmale, z.B. Steinsetzungen, Mauerwerk, 

Erdverfärbungen, Holzpfähle oder –bohlen, Scherben, Stein- oder Metallgegen-

stände, Knochen o.ä., entdeckt werden, sind diese unverzüglich der Unteren 

Denkmalschutzbehörde und dem Brandenburgischen Landesamt für Denkmal-

pflege und Archäologischen Landesmuseum anzuzeigen (§ 11 Abs. 1 u. 2 BbgD-

SchG).  

Die aufgefundenen Bodendenkmale und die Entdeckungsstätte sind mindestens 

bis zum Ablauf einer Woche nach der Anzeige, auf Verlangen der Denkmal-

schutzbehörde ggf. auch darüber hinaus, in unverändertem Zustand zu erhalten 

und in geeigneter Weise vor Gefahren für die Erhaltung zu schützen (§ 11 Abs. 3 

BbgDSchG). 

Funde sind dem Brandenburgischen Landesamt für Denkmalpflege und Archäolo-

gischen Landesmuseum zu übergeben (§ 11 Abs. 4 und § 12 BbgDSchG). Die 

Bauausführenden sind über diese gesetzlichen Auflagen zu belehren. 
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10. Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung 

Im § 14 des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) sind Eingriffe in Na-

tur und Landschaft definiert als „Veränderungen der Gestalt oder Nutzung 

von Grünflächen oder Veränderungen des mit der belebten Bodenschicht in 

Verbindung stehenden Grundwasserspiegels, die die Leistungs- und Funk-

tionsfähigkeit des Naturhaushalts oder das Landschaftsbild erheblich be-

einträchtigen.“ 

Hinsichtlich des o.g. Vorhabens werden Neu-, Aus- und Umbauten als Ein-

griff bewertet. Insbesondere stellt die Befestigung (Versiegelung) einer 

bisher unbefestigten Fläche einen Eingriff dar. Der Eingriffstatbestand ist 

fallweise zu prüfen. 

Weiterhin sind in § 13 BNatSchG die Grundsätze der Eingriffsregelung 

formuliert: Erhebliche Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft sind 

vom Verursacher vorrangig zu vermeiden. Nicht vermeidbare, erhebliche 

Beeinträchtigungen sind durch Ausgleich- oder Ersatzmaßnahmen oder 

durch einen Ersatz in Geld zu kompensieren. 

Dabei werden vermeidbare Eingriffe bzw. deren Folgen ausgeschlossen. 

Unvermeidbare Eingriffe sind auf das notwendige Maß zu minimieren.  

Verbleibende Folgen des Eingriffs auf die Funktionen des Natur- und Land-

schaftshaushaltes sind auszugleichen bzw. im erforderlichen Umfang 

(Kompensationsfaktor) zu ersetzen (§ 15 BNatSchG). 

Die Eingriffe bzw. Konflikte sind sowohl maßnahmen- als auch schutzgut-

bezogen zu bewerten. Im Falle des vorliegenden Bebauungsplans sind fol-

gende Auswirkungen der geplanten Maßnahmen für das sonstige Sonder-

gebiet mit der Zweckbestimmung „Energiegewinnung auf Basis solarer 

Strahlungsenergie“ zu untersuchen: 

• Baubedingte Auswirkungen 

o Lärm- und Schadstoffbelastung, Beunruhigung durch baube-

dingten Verkehr 

o Flächeninanspruchnahme durch Baustelleneinrichtung, Bauwe-

ge, Lagerflächen 

o Bodenverdichtung durch Baufahrzeuge 

 

• Anlagebedingte Auswirkungen 

o Flächenverlust durch Versiegelung 

o Auswirkungen auf die Bodenfunktionen  

o kleinklimatische Auswirkungen 

o Beeinträchtigung des Landschaftsbildes 

Die Umsetzung der Planungen setzt eine vollständige Kompensation der 

unvermeidbaren Eingriffe voraus. Die beeinträchtigten Funktionen der ein-

zelnen Schutzgüter des Natur- und Landschaftshaushaltes sind gleichartig 

oder gleichwertig sowie nachhaltig auszugleichen und wiederherzustellen. 
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Zur Ermittlung des Kompensationsbedarfs werden der betroffene Land-

schaftsraum und dessen Strukturen bewertet. Naturnahe und naturferne 

Teilflächen und Strukturen sind zu differenzieren. Im Zuge der Eingriffs-

minimierung sind die Eingriffe auf die naturfernen Teilflächen (mit Vorbe-

lastungen) zu konzentrieren, um eine Entlastung der naturnahen Lebens-

räume, der Lebensräume besonders geschützter Arten und Lebensgemein-

schaften sowie der geschützten Biotope zu erreichen.  

Grobkonzept der Eingriffskompensation 

Eingriff 

Defizit / Konflikt 

 Kompensation 

Vermeidung/Minimierung/Ausgleich/Ersatz 

 

Schutzgut Boden 

- Errichtung von Modultischen 

- Verkehrsflächen (Schotterbauweise)  

- Errichtung der erforderlichen Nebenanlagen  

- Veränderung des Bodengefüges im Bereich 

der Neuversiegelungen 

 - Neuversiegelungen finden nur in einem sehr 

geringen Maße statt 

- Errichtung nach dem neusten Stand der 

Technik 

 

 

Schutzgut Wasser 

- Gefahr von Stoffeinträgen (während der 

Bauphase) 

 - Minimierung der Baufahrzeugbewegungen 

außerhalb vorhandener Wegetrassen 

- Sensibilisierung der Bauausführenden auf die 

Arbeiten, Verhalten bei Havarien mit Wasser-

schadstoffen 

 

Schutzgut Klima / Luft 

- Schadstoffemission durch Baufahrzeuge 

(während der Bauphase) 

 - Minimierung der Fahrbewegungen auf das 

unbedingt notwendige Maß 

 

Schutzgut Arten und Lebensgemeinschaften 

- Beunruhigung, Belästigung durch Lärm, 

Licht, Bewegungen (während der Bauphase) 

- Emission und Immissionen (während der 

Bauphase) 

- Veränderung der Lebensraumstrukturen 

 

 - Beschränkung der erforderlichen Versiegelung 

auf das notwendige Maß 

- Begrenzung des nutzenden Fahrzeugverkehrs  

- Wegfall von Düngung und Pestizideinsatz mit 

Aufgabe der Intensivlandwirtschaft  

- Erhalt der vorhandenen Gehölze und Wertbio-

tope 

 

Schutzgut Landschaftsbild, Erholung 

- Lärm- / Schadstoffemission, in der Baupha-

se 

- optische Dominanz der Anlage 

 

 - Die Anlagen sollen so konzipiert werden, dass 

sich die Baukörper in das Landschaftsbild ein-

fügen und darüber hinaus keine erheblichen 

negativen Umweltauswirkungen erzeugen 

- umliegende Gehölzstrukturen können weitest-

gehend erhalten werden 

- Nach der Nutzungsaufgabe erfolgt der voll-

ständige Rückbau sowie die Reaktivierung einer 

rein landwirtschaftlichen Nutzung   

Schutzgut Fläche 

Flächeninanspruchnahme von 

 landwirtschaftlichen Produktionsflächen 

 

 - Es werden ausschließlich benachteiligte 

Ackerflächen mit geringen bis mittleren Boden-

wertzahlen in Anspruch genommen.  
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Eingriffsermittlung des Vorhabens 

Folgende Maßnahmen sind hinsichtlich ihrer Eingriffsrelevanz zu untersuchen: 

Das festgesetzte Sondergebiet umfasst eine Fläche von 823.246 m². Bei einer 

Grundflächenzahl von 0,6 nehmen die Module und Nebenanlagen eine maximale 

Fläche von 493.947 m² ein. Abweichend von der Eingriffsregelung des Landes 

Brandenburg soll die von den Modulen überstandene Fläche mit einem Flächen-

anteil von 10 % als Verschattungspauschale bewertet werden. Entsprechend 

ergibt sich eine Eingriffsfläche von 49.395 m². 

Darüber hinaus sind zur Erschließung des Standorts Fahrwege in einem Umfang 

von 42.378 m² in ungebundener Bauweise notwendig (Schotter als Teilversieg-

lung). 

Maßnahme Umfang   Wirkungen 

 

1. Festsetzung Sonstiger Sondergebiete    

Bestand: 

Geltungsbereich des 

Bebauungsplans mit  

96,3 ha 

derzeitige Nutzung   

Intensivacker 

 

Planung: 

 

Fläche So EBS: 

823.246 m² 

 

Verschattungspauschale: 

49.395 m² 

 

Teilversiegelung: 

42.378 m²  

  

- Flächeninanspruchnahme  

- Störung der Bodenfunktionen  

- Beeinträchtigung ökologischer 

Funktionen 

- visuelle Wirkungen 

 

Das Vorhaben verursacht auf einer Fläche von 91.773 m² deutliche, erhebli-

che und nachhaltige Beeinträchtigungen des Natur- und Landschaftshaushaltes 

im Planungsraum und erfüllt damit den Tatbestand des Eingriffs nach § 14 des 

Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG). 

In Ableitung der bekannten Auswirkungen des Vorhabens und der Kenntnisse 

einer umfangreichen Bestandsaufnahme des Natur- und Landschaftshaushalts 

ergeben sich vier innerhalb der Kompensationsplanung zu beurteilende Konflikte: 

➢ Verlust bodenökologischer Funktionen durch Neuversiegelung 

➢ Bau- und Anlagenbedingte Beeinflussung des Bodenwasserhaushalts  

➢ Bau- und anlagenbedingte Beeinträchtigung und Beseitigung von Lebens-

raum durch Flächeninanspruchnahme  

➢ Anlage- und betriebsbedingte Minderung des Erlebniswertes der Land-

schaft durch Flächeninanspruchnahme    
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Kompensationsplanung 

Gemäß § 15 BNatSchG sind Eingriffe in Natur und Landschaft auszugleichen. 

Maßgeblich sind dabei die Hinweise zum Vollzug der Eingriffsregelung im Land 

Brandenburg (HVE). 

Die Eingriffskompensation orientiert sich auch an den Zielvorgaben übergeordne-

ter Planungen sowohl hinsichtlich der Eingriffsminderung als auch der Ableitung 

von Ausgleichsmaßnahmen. Diese Ziele sind die Grundlage der Empfehlungen, 

die im Rahmen der Abstimmungen mit Behörden und Gemeindevertretern für die 

Kompensationsmaßnahmen berücksichtigt werden. 

 
Kompensation des Konfliktes Flächeninanspruchnahme 

Verlust bodenökologischer Funktionen durch Neuversiegelung            K 1 

Im Bereich der geplanten Neuversiegelungen gehen sämtliche Bodenfunktionen 

nachhaltig verloren.  

Diese genannten Maßnahmen stellen eine erhebliche und nachhaltige Beeinträch-

tigung dar und sind zu kompensieren. Entsprechend den Planungen besitzen die 

zu beurteilenden Eingriffe folgenden Umfang: 

 

• Verschattungspauschale als Vollversiegelung            49.395 m² 

• Teilversiegelung           42.378 m² 

 

Vermeidung und Minderung des Eingriffes K 1 

Es fanden zahlreiche Diskussionen zur Eingriffsvermeidung statt. Alle vorhande-

nen Wertbiotope bleiben als Lebensraum erhalten. Neuversiegelungen finden in 

einem geringen Maße statt.  

Ausgleich des Eingriffs K 1 

Kompensationsbedarf: 

Kompensationsfaktoren für Böden mit allgemeiner Funktionsausprägung: 

Vollversiegelung:  2,0 

Berechnung:  49.395 m² x 2,0 = 98.790 m² 

Teilversiegelung:  1,0 

Berechnung:  42.378 m² x 1,0 =   42.378 m² 

Insgesamt besteht ein Kompensationsdefizit von 141.168 Flächenäqui-

valenten. 
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A1: Umwandlung von Acker in Extensivgrünland  

Flächen innerhalb des Geltungsbereiches, die als Grünfläche mit der Zweck-

bestimmung „Grünland“ festgesetzt werden: 

94.869 m² 

A2: Sichtschutzhecke  

Flächen innerhalb des Geltungsbereiches, die als Maßnahmefläche B für die Ent-

wicklung als Sichtschutzhecke aus heimischen und standorttypischen Ge-

hölzen festgesetzt werden: 

18.419 m² 

A3: Umwandlung von Acker in Magerrasen 

Flächen innerhalb des Geltungsbereiches, die als Maßnahmefläche C für die Ent-

wicklung als Ruderalflur festgesetzt werden: 

15.446 m² 

 

Eingriffsbilanz 

Kompensation des Konfliktes potenzieller Schadstoffeintrag 

Bedarf (=Bestand) Planung 

Kompensationsflächenäquivalent bestehend 

aus: 

 

K 1 - Anlagebedingter Verlust der Bodenfunkti-
onen durch Neuversiegelung   

Kompensationsflächenäquivalent der geplan-

ten Ausgleichsmaßnahmen bestehend aus: 

Maßnahme: 

A1 - Umwandlung von Acker in            
Extensivgrünland  

A2 - Sichtschutzhecke  

A3 - Ruderalflur  

Gesamtbilanz 

Flächenäquivalent (Bedarf) 

141.168 m² 

Flächenäquivalent (Planung) 

128.734 m² 
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Bau- und Anlagenbedingte Beeinflussung des Bodenwasserhaushalts K 2 

Durch den Einsatz der bautechnischen Geräte sowie durch den Fahrzeugverkehr 

besteht die potenzielle Gefährdung der Freisetzung von Schadstoffen (Treibstof-

fe, Schmieröle), insbesondere in Senken, in denen sich das Niederschlagswasser 

ansammeln kann.  

Vermeidung/Verminderung des Konfliktes K 2 

Vor Beginn der Bauarbeiten sind die Baufahrzeuge auf ihren technisch einwand-

freien Zustand zu prüfen. Mängel an Fahrzeugen sind umgehend zu beheben. 

Mangelhafte Fahrzeuge und Geräte sind von der Baustelle zu entfernen. 

Vor Beginn der Bauarbeiten werden die Fahrzeugführer der Baufahrzeuge auf 

diese potenzielle Gefährdung hingewiesen und hinsichtlich einer ordnungsgemä-

ßen und umsichtigen Bauausführung belehrt. 

Lagerplätze sind in einem ordnungsgemäßen Zustand zu halten, der ein Freiset-

zen von Schadstoffen unterbindet. Ereignet sich trotz umsichtiger Arbeitsweise 

eine Havarie und kommt es dabei zur Freisetzung von Schadstoffen, so ist der 

verunreinigte Boden umgehend ordnungsgemäß zu entsorgen und gegen unbe-

lasteten Boden auszutauschen. 

Die Bauleitung hat u. a. die Einhaltung der umweltschutzrelevanten Bestimmun-

gen zu kontrollieren und durchzusetzen. Eine erhebliche Beeinträchtigung der 

Qualität des Wassers durch Stoffeinträge ist nicht zu erwarten. 

Die Darlegungen verdeutlichen, dass bezüglich dieser Konfliktsituation die bau- 

und betriebsbedingten unvermeidbaren Beeinträchtigungen sich nicht erheblich 

auf die Schutzgüter auswirken werden und somit weitergehende Maßnahmen zur 

Kompensation nicht erforderlich sind. 

Bei vollständiger Umsetzung der Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen 

und sorgfältiger Arbeitsweise findet kein Schadstoffeintrag in das Grundwasser 

statt. Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sind somit nicht erforderlich. 

 

Kompensation des Konfliktes Beeinträchtigung von Lebensraum durch 

Flächenanspruch 

Bau- und anlagebedingte Beeinträchtigung und Beseitigung von Lebens-

raum durch      Flächeninanspruchnahme      K 3 

Der Geltungsbereich unterliegt durch eine regelmäßige Befahrung, die Ausbrin-

gung von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln einer intensiven Nutzung und ist als 

naturfern einzuschätzen.  

Vermeidung/Verminderung des Konfliktes K 3 

Die Gründung der aufgeständerten Module erfolgt in Form von zu rammenden 

Erdpfählen. Entsprechend finden nur sehr geringe Bodenversieglungen statt, und 

die wichtigen Bodenfunktionen bleiben weitgehend erhalten.  
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Bereiche mit hervorgehobener Bedeutung für Flora und Fauna wurden weitestge-

hend nicht überplant.  

Kompensation des Eingriffes K 3 

Bei vollständiger Umsetzung der Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen 

sind keine Ausgleichsmaßnahmen erforderlich. 

 

Kompensation des Konfliktes Minderung Erlebniswert/Beeinträchtigung 

des Landschaftsbildes  

Anlage- und betriebsbedingte Minderung des Erlebniswertes der Land-

schaft durch Flächeninanspruchnahme       K 4 

Hochwertige Landschaftsbildräume sind von der bestehenden Festsetzung eines 

sonstigen Sondergebietes mit der Zweckbestimmung Energiegewinnung auf der 

Basis solarer Strahlungsenergie nicht betroffen.  

Eine Beeinträchtigung des Landschaftsbildes durch den geplanten Solarpark ist 

nur bedingt quantifizierbar. Es ist eine Sichtbarkeit von Anlagenbestandteilen 

überwiegend zur offenen Landschaft hauptsächlich mit zunehmender Entfernung 

bzw. in der unmittelbaren Nähe zur Anlage zu erwarten. 

Freiflächen-Photovoltaikanlagen sind landschaftsfremde Objekte. Auf Grund ihrer 

Größe, ihrer Uniformität, der Gestaltung und der Materialverwendung führen sie 

zu einer Veränderung des Landschaftsbildes.  

 

Vermeidung / Verminderung des Konfliktes K 4 

Die Module selbst haben eine Höhe von ca. 2,5 Metern. Die angrenzenden Ge-

hölzstrukturen tragen dazu bei, die Sichtbarkeit der Anlage zu minimieren oder 

gänzlich zu verstellen. Das sonstige Sondergebiet umfasst eine intensiv genutzte 

Ackerfläche. Gliedernde Landschaftselemente und Kleinstrukturen werden mit 

dem geplanten Solarpark grundsätzlich erhalten.  

 

Kompensation des Eingriffes K 4 

Bei vollständiger Umsetzung der Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen 

sind keine Ausgleichsmaßnahmen erforderlich. 
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Zusammenfassung der Kompensationsplanung 

Die Kompensationsplanung zeigt, dass die erheblichen und nachhaltigen Beein-

trächtigungen der Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes, des Landschaftsbilds 

oder des Erholungswertes der Landschaft, die als Eingriff zu bewerten sind, durch 

geeignete Maßnahmen vermieden, vermindert bzw. vollständig ausgeglichen 

bzw. ersetzt werden können. Dieser Nachweis wurde differenziert für die einzel-

nen Schutzgüter und Funktionsbeziehungen des Planungsraumes vorgenommen. 

Dabei wurden die jeweiligen Konflikte untersucht und der Umfang ihrer erforder-

lichen Kompensation dargelegt. Durch das geplante multifunktionale Kompensa-

tionskonzept ist der ermittelte Eingriff vollständig kompensiert. 

 

 

 


